
Antrag auf GewÄhrung Rechtsschutz der Gewerkschaft der Polizei

Die GdP gewÄhrt umfassenden Rechtsschutz bei StreitfÄllen aus dem Dienst-
bzw. ArbeitsverhÄltnis, bei zivil- und strafrechtlichen Verfahren sowie Verfahren 
im Åffentlichen Recht. Voraussetzung ist, dass ein dienstlicher Zusammenhang 
festzustellen ist. Erfasst ist auch die TÄtigkeit in der GdP. Ausgenommen bleiben 
Streitigkeiten um eine NebenbeschÄftigung. Eine Ausnahme gilt fÇr 
Disziplinarverfahren. Hier wird grundsÄtzlich Rechtsschutz gewÄhrt. Bei 
WegeunfÄllen begrenzt sich der Rechtsschutz auf den Streit um die Anerkennung 
als Dienstunfall. 

Erst zur GdP, dann zum Anwalt!

Vor der Einschaltung eines Anwaltes muss die Rechtsschutzzusage des 
Landesbezirks vorliegen, da bei vorzeitiger Einschaltung eines Anwaltes keine 
Kosten Çbernommen werden kÉnnen.

Grundlagen fÇr die GewÄhrung von Rechtsschutz bilden die Rechtsschutzordnung 
der GdP und deren Zusatzbestimmungen des Landesbezirks Sachsen-Anhalt.

Wichtig!! Grundlage der GewÄhrung von Rechtsschutz ist eine satzungsgemÄÑe 
Mitgliedsbeitragszahlung, sie ergibt sich aus Deiner Besoldungs-/Entgeltgruppe.

Der Rechtsschutzantrag ist Çber die Bezirksgruppe an den Landesbezirk zu 
senden. Die Bezirksgruppen geben keine Rechtsschutzzusagen. 

FÅr Anfragen steht:

Kollegin Kathrin Jaeger im LandesbÅro zur VerfÅgung
Telefon: (03 91) 6 11 60 12, GdP Phone: 01525-6113906
Email: kathrin.jaeger@gdp-online.de

Der Rechtsschutzantrag soll alle notwendigen Angaben fÇr die 
Rechtsschutzentscheidung enthalten (hierzu gehÉren die Unterlagen: 
Sachverhaltsschilderung, Kopien von Bescheiden oder dienstlichen Schreiben, 
Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft usw.). Er soll mit einer Stellungnahme 
durch die Kreis-/Bezirksgruppe versehen sein. Rechtsschutz wird grundsÄtzlich 
nur fÇr eine Instanz gewÄhrt. FÇr jede weitere Instanz ist der Rechtsschutz neu 
zu beantragen und zu begrÇnden. Dem Antrag ist die vorinstanzliche 
Entscheidung nebst BegrÇndung beizufÇgen.

FÇr die Rechtsvertretung kann nach Rechtsschutzzusage durch die 
Rechtsschutzkommission ein Wahlanwalt des Mitgliedes beauftragt werden. Freie 
Kostenvereinbarungen gehen zu Lasten des Mitgliedes (etwaige 
VergÇtungsvereinbarungen, Honorarvereinbarungen).

Hinweis! 

Private Rechtsschutzversicherungen schlieÑen in aller Regel Rechtsschutz aus, 
wenn die Tat vorsÄtzlich, bedingt vorsÄtzlich oder grob fahrlÄssig begangen 
wurde, wobei nicht entscheidend ist, ob die Tat so begangen wurde. Der 
Tatvorwurf reicht bereits aus, so z.B. Straftaten wie KÉrperverletzung im Amt o. 
a. Amtsdelikte.

FÇr Mitglieder der Gewerkschaft der Polizei gibt es diese HÇrde nicht. Sie sind auf 
der sicheren Seite, denn sie erhalten Rechtsschutz nach der 
Rechtsschutzordnung, die solche Delikte, die unsere Berufsgruppe hauptsÄchlich 
betreffen, nicht ausnimmt.


